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Nordrhein-Westfalen: Verfassungsgerichtshof kippt Nullrunde – 
Beamtenbesoldung muss nachgebessert werden 
 
(dbb) Nach der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs Nordrhein-Westfalen in Müns-
ter am 1. Juli 2014 steht das von der Landesregierung im vergangenen Jahr verabschie-

dete Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetz 2013/2014 nicht mit der Verfassung 

Nordrhein-Westfalens in Einklang. Dazu der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt: 
„Regierung und Landtag in Düsseldorf sind jetzt in der Pflicht, das verfassungswidrige 

Gesetz umgehend nachzubessern. Dabei muss insbesondere die zweijährige Nullrunde 
vom Tisch und der Ausschluss bestimmter Besoldungsgruppen von der Erhöhung rück-

gängig gemacht werden.“ 

 
Auch der DBB NRW forderte aufgrund der 
Entscheidung eine „echte Eins-zu-eins-

Übertragung“ des Tarifergebnisses auf alle 

Besoldungsgruppen. Das Urteil sei eine „schal-
lenden Ohrfeige“ für die Rot-Grüne Landesre-

gierung. „Das ist ein guter Tag für die Beam-
tenschaft in NRW“, sagte Roland Staude, 1. 

Vorsitzender des dbb Landesbundes. „Wir war-
nen die Landesregierung eine Kompensation 

durch einen Personalabbau vornehmen zu 

wollen. Mit Blick auf den Gesamthaushalt muss 
die Landesregierung nunmehr ihre Hausaufga-

ben machen.“ 
 

Der dbb Chef Dauderstädt wies darauf hin, 

dass das Urteil auch Signalwirkung für alle 
Besoldungsgesetzgeber in der Bundesrepublik 

habe: „Der Anspruch, an der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung teilzuhaben, gilt für alle 

Beamtinnen und Beamten unabhängig davon, 

in welchen Land, bei welchem Dienstherrn und 
in welcher Besoldungsgruppe sie beschäftigt 

sind.“ 
 

Der Verfassungsgerichtshof (VGH) in Münster 
hat der Klage gegen die Beschlüsse der rot-

grünen Landesregierung am 1. Juli 2014 statt-

gegeben. CDU, FDP und Piraten hatten gegen 
die beiden von der Landesregierung beschlos-

senen Nullrunden für die Beamtinnen und Be-
amten der Besoldungsgruppen ab A13 in den 

Jahren 2013 und 2014 geklagt. Um den Lan-

deshaushalt zu schonen, beschloss die Landes-
regierung im vergangenen Jahr, das Tarifer-

gebnis des öffentlichen Dienstes nicht eins zu 
eins auf alle Landes- und Kommunalbeamten 

zu übertragen. Nur den Besoldungsgruppen bis 
A10 wurde die Tariferhöhung von zusammen 

5,6 Prozent für 2013 und 2014 komplett zuge-

standen. Die Besoldungsgruppen A11 und A12 
erhielten für die beiden Jahre jeweils ein Pro-

zent. Alle Beamten, die darüber liegen – zum 
Beispiel Studienräte, Staatsanwälte, Richter – 

mussten eine Nullrunde hinnehmen. Insgesamt 

wollte die Landesregierung dadurch 710 Millio-
nen Euro einsparen. Bei einer Expertenanhö-

rung im Landtag im Juni 2013 hatten 20 von 

21 Sachverständigen das Besoldungsgesetz 
abgelehnt. Trotzdem setzte Rot-Grün mit der 

eigenen Mehrheit das Gesetz im Juli 2013 ge-
gen die Stimmen der Opposition durch. Kurz 

danach reichten die drei Oppositionsparteien 

Klage vor dem Landesverfassungsgericht ein. 
 
Dieser Klage gab der Verfassungsgerichtshof 
Münster nunmehr statt. „Das Gesetz zur An-

passung der Dienst- und Versorgungsbezüge 

2013/2014 sowie zur Änderung weiterer 
dienstrechtlicher Vorschriften im Land 

Nordrhein-Westfalen vom 16. Juli 2013 ist 
teilweise verfassungswidrig. Es verstößt gegen 

das in der Landesverfassung ebenso wie im 

Grundgesetz garantierte Alimentationsprinzip, 
soweit die Besoldungsgruppen ab A 11 betrof-

fen sind“, so die Richter in ihrem heute ver-
kündeten Urteil, das sowohl aktive als auch im 

Ruhestand befindliche Beamte und Richter 
betrifft, insgesamt etwa 80 Prozent der Amts-

träger des Landes. „Die mit der gestaffelten 

Anpassung der Bezüge verbundene Ungleich-
behandlung von Angehörigen der Besoldungs-

gruppen A 2 bis A 10 einerseits und Angehöri-
gen der übrigen Besoldungsgruppen anderer-

seits verstoße evident gegen das Alimentati-

onsprinzip“, heißt es in dem Richterspruch 
weiter. „Grundsätzlich sei der Gesetzgeber 

verpflichtet, die Bezüge der Beamten und Rich-
ter an eine positive Entwicklung der wirtschaft-

lichen und finanziellen Verhältnisse anzupas-
sen.“ 

 

Andere dbb Landesbünde nahmen das Urteil 
aus NRW zum Anlass, um die jeweiligen Lan-

deregierungen eindringlich zu ermahnen. So 
forderte der BBW Beamtenbund Tarifunion die 

Grün-Rote Landesregierung in Baden-

Württemberg auf, nach dem Tarifabschluss 
2015/2016 auf die geplante zeitverzögerte 
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Besoldungs- und Versorgungsanpassung zu 
verzichten. Sollte sie jedoch an ihrem Vorha-

ben festhalten, müsse dort ebenfalls eine ver-
fassungsgerichtlichen Klärung gründlich ge-

prüft werden. Zwar sei die baden-

württembergische Praxis bei der Anpassung 
der Beamten- und Versorgungsbezüge nicht 

identisch mit der vom nordrhein-westfälischen 
Verfassungsgerichtshof gerügten. Doch auch 

dort gebe es eine gestaffelte Anpassung der 

Bezüge.  
 

Die Vorsitzende des dbb schleswig-holstein 
Anke Schwitzer sagte ebenfalls, dass das Urteil 

über die Grenzen von NRW hinaus wirke: „Es 
strahlt ganz klar auch auf Schleswig-Holstein 

aus. Es macht einmal mehr deutlich, dass die 
Beamtenbesoldung nicht allein unter Haus-

haltsgesichtspunkten betrachtet werden darf. 

Erst kürzlich haben wir im Zusammenhang mit 
der Diätenerhöhung des Landtages klar ge-

macht, dass der Anspruch, an der allgemeinen 
Einkommensentwicklung teilzuhaben, auch für 

Beamtinnen und Beamten gelten muss. Hierin 

sehen wir uns durch das Urteil aus NRW er-
neut bestätigt.“ 

(01/26/14) 

 
 

Gesetzentwurf Tarifeinheit: „Nicht der Hauch eines Lösungsansatzes” 
 
(dbb) Das von der Bundesregierung beabsichtigte Tarifeinheits-Gesetz wird die Hürde der 
Verfassungsmäßigkeit nicht nehmen. Davon ist der dbb auch nach der Vorlage der Eck-

punkte für ein solches Gesetz von Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles (SPD) über-

zeugt. Nahles habe „nicht den Hauch eines Lösungsansatzes“ skizziert, wie es eine ge-
setzliche Regelung ohne Eingriff in die Koalitionsfreiheit und das Streikrecht geben kön-

ne, sagte der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt dem „Handelsblatt“ (Ausgabe 
vom 1. Juli 2014). Auch andere Gewerkschaften schätzen die Chancen für den Plan der 

großen Koalition auf Anfrage des „Handelsblatt“ gering ein. 

 
Der Marburger Bund verweist auf die seit Jah-
ren konstante Zahl der tariffähigen Gewerk-

schaften – es drohten kein Streikchaos und 
„britische Verhältnisse“. Die Pilotenvereinigung 

„Cockpit“ warnt vor einem „Verfassungsbruch 

mit Ansage“. Matthias Jacobs, Arbeitsrechtler 
an der „Bucerius Law School“, sieht in der 

beabsichtigten Regelung, dass künftig nur der 
Tarifvertrag der Gewerkschaft gelten soll, die 

im Betrieb die meisten Mitglieder hat, ein 

Streikverbot für die kleinere Gewerkschaft: Das 
Gesetz „wirkt also wie ein Gewerkschaftsver-

bot“. 
 

Wie der „Tagesspiegel“ (Ausgabe vom 1. Juli 
2014) berichtet, wird sich das Bundeskabinett 

am morgigen Mittwoch nun offenbar doch 

nicht wie geplant mit den von Nahles vorgeleg-
ten „Eckpunkten für eine gesetzliche Regelung 

der Tarifeinheit“ befassen. Hintergrund: In der 
Union wächst laut „Tagesspiegel“-

Informationen der Widerstand gegen ein Ge-

setz, das kleineren Berufsgewerkschaften das 
Tarifgeschäft erschweren würde. dbb Chef 

Klaus Dauderstädt: „Das ist die richtige Rich-
tung. Am besten, die Regierung lässt das Vor-

haben ganz fallen, anstatt einen überflüssigen 
und unverantwortlichen Frontalangriff auf das 

Grundrecht der Koalitionsfreiheit zu starten. Es 

ist Utopie zu glauben, man könne eine gesetz-
liche Regelung der Tarifeinheit schaffen, die 

Artikel 9 des Grundgesetzes, die Koalitionsfrei-
heit und das dazugehörige Streikrecht, sowie 

das Recht der Arbeitnehmer auf informationel-

le Selbstbestimmung nicht verfassungswidrig 
berührt. Und außerdem gibt es schlicht keine 

streikwütigen Spartengewerkschaften in 
Deutschland, sondern eine gesunde und stabile 

Sozialpartnerschaft zwischen Gewerkschaften 
und Arbeitgebern, die ohne die Einmischung 

des Gesetzgebers zu tragfähigen Lösungen 

findet. Wer diesen international anerkannten 
Standortfaktor des deutschen Arbeitsmarkts 

grundlos und ohne Recht gefährdet, handelt 
grob fahrlässig und sendet die falschen Signa-

le.“ 

(02/26/14) 
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Bundeshauptvorstand in Weimar – Dauderstädt und Lieberknecht: Kritik an 
Tarifeinheitsgesetz 
 
(dbb) Der dbb Bundesvorsitzende Klaus Dauderstädt hat vor dem im thüringischen Wei-
mar tagenden dbb Bundeshauptvorstand die Kritik seiner Organisation an dem von der 

großen Koalition geplanten Gesetz zur Regelung der Tarifeinheit bekräftigt und in der 
thüringischen Ministerpräsidentin Christine Lieberknecht (CDU), die die Sitzung am 30. 

Juni 2014 besuchte, eine Unterstützerin gefunden. „Wir freuen uns, dass Frau Lieberk-

necht hier und heute unsere Bedenken teilt, dass ein solches Gesetz nicht verfassungs-
gemäß gestaltet werden kann, und hoffen, dass sie in diesem Sinne auch ihre Stimme in 

der CDU erhebt“, sagte dbb Chef Dauderstädt nach der kurzen Ansprache der Ministerprä-
sidentin. 

 
Lieberknecht hatte in ihrer Rede mit Blick auf 

die aktuellen Entwicklungen in der Beamtenbe-
soldung außerdem daran erinnert, dass der 

Freistaat 2006 entschieden gegen eine Födera-

lisierung des Dienst- und Besoldungsrechts 
gewesen sei und sich nun ebenso wie der dbb 

in den Befürchtungen bestätigt sehe, eine 
erhebliche Besoldungsspreizung zwischen den 

einzelnen Bundesländern zu erleben. Dies sei 
keine gute Entwicklung, so Lieberknecht. 

Der dbb Bundeshauptvorstand ist mit seinen 

rund 120 Mitgliedern nach dem alle fünf Jahre 
stattfindenden dbb Gewerkschaftstag das 

wichtigste Gremium des dbb beamtenbund 

und tarifunion. Damit tagte in Weimar am 30. 
Juni/1. Juli 2014 die gesamte Spitze der über 

40 Fachgewerkschaften und 16 Landesbünde 
des dbb. 

(03/26/14) 

 

 

4,8 Prozent mehr Pensionäre – Öffentlicher Dienst in der Demografie-Falle 
 
(dbb) Vor einem Ausbluten des öffentlichen Dienstes hat der dbb Bundesvorsitzende 

Klaus Dauderstädt gewarnt. Anlässlich des am 30. Juni 2014 im thüringischen Weimar 
tagenden dbb Bundeshauptvorstands, den auch Thüringens Ministerpräsidentin Christine 

Lieberknecht (CDU) besuchte, forderte Dauderstädt Bund, Länder und Gemeinden erneut 

auf, umgehend eine nachhaltige Personalpolitik zu betreiben, die den demografisch be-
dingten Beschäftigtenrückgang auffängt. „Deutschlands öffentlicher Dienst sitzt in der 

Demografie-Falle“, so der dbb Chef. 

 
„Aufgrund der unvorteilhaften Altersstruktur – 
aktuell sind über eine Million Beschäftigte über 

55 Jahre alt – und den damit absehbaren und 
zunehmenden Altersabgängen einerseits sowie 

der restriktiven Stellenkürzungs- und Einstel-
lungspolitik der vergangenen Jahrzehnte ande-

rerseits klafft eine riesige Personallücke vor 

uns auf.“ In den kommenden zehn Jahren 
fehlten rund 700.000 Beschäftigte, so Dau-

derstädt, „und das bei wachsendem Aufgaben-
volumen wie beispielsweise der Mindestlohn-

kontrolle. Die öffentlichen Dienstherrn und 

Arbeitgeber müssen jetzt aktiv um qualifizier-
ten und motivierten Nachwuchs werben und 

den öffentlichen Dienst zu einem der attrak-
tivsten Arbeitgeber Deutschlands machen. 

Sonst blutet einer der besten öffentlichen 
Dienste der Welt aus.“ 

 

Dauderstädt forderte die Dienstherren der 
Beamtinnen und Beamten in Bund und Län-

dern zugleich auf, Vorsorge für die zunehmen-
den Pensionszahlungen zu treffen. „Kaum et-

was ist so berechenbar wie die Pensionierung 
eines Beamten. Wer von den Versorgungskos-

ten ‚überrascht‘ oder gar ‚überrollt‘ wird, hat 
schlicht seine Hausaufgaben nicht gemacht“, 

kritisierte Dauderstädt und hob als positives 

Beispiel den Bund hervor, der seit Ende der 
90er Jahre konsequent eine Versorgungsrück-

lage, an der sich seine Beamtinnen und Beam-
ten in Gestalt automatischer Besoldungserhö-

hungskürzungen beteiligen, sowie eine Versor-

gungsfonds unterhält und so die Beamten- und 
Soldatenversorgung auf eine zukünftig voll-

ständige Kapitaldeckung umstellt. „Nach wie 
vor können wir in Sachen Pensionsansprüche 

leider keine flächendeckende Vorsorgedisziplin 
in den Ländern feststellen“, so der dbb Chef. 

„Es ist unverantwortlich, wenn Dienstherren 

wie etwa Niedersachsen, Rheinland-Pfalz oder 
jetzt offenbar auch Hessen die Gelder, die sie 
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und ihre Beamtinnen und Beamten für die 
Ruhestandsversorgung auf die hohe Kante 

gelegt haben, aus kurzfristigen haushalter-
ischen Zwängen doch wieder in den laufenden 

Etat einspeisen. Die Verlagerung von Finanzie-

rungsproblemen in die Zukunft ist keine Lö-
sung“, mahnte Dauderstädt. 

 
Aktuelle Zahlen des Statistischen Bundesamtes 

von heute belegten die Warnungen des dbb 

für den Beamtenbereich, so der dbb Bundes-
vorsitzende. Am 1. Januar 2014 gab es im 

Landesbereich rund 626.000 Pensionärinnen 
und Pensionäre des öffentlichen Dienstes. Das 

waren 4,8 Prozent mehr ehemalige Beamtin-

nen und Beamte als ein Jahr zuvor. „Allein im 
Landesbereich hat sich der Zuwachs an Ruhe-

gehaltsempfängern ab Mitte der 1990er-Jahre 

enorm beschleunigt, seit 1994 stieg deren Zahl 
um 124 Prozent“, berichtete Dauderstädt. Ins-

gesamt gab es laut Statistischem Bundesamt 
Anfang 2014 in den Bereichen des Bundes, der 

Länder und der Kommunen rund 1.159.000 

Pensionärinnen und Pensionäre des öffentli-
chen Dienstes (+ 2,4 Prozent gegenüber dem 

Vorjahr). Von den rund 59.100 Neupensionier-
ten des Jahres 2013 wurden 17 Prozent wegen 

Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt. 

Dies ist der niedrigste Anteil seit Beginn der 
statistischen Erfassung im Jahr 1993. Rund 78 

Prozent der Neupensionierten schieden mit 
dem Erreichen einer Altersgrenze aus dem 

aktiven Dienst aus, weitere vier Prozent auf-

grund von Vorruhestandsregelungen oder 
sonstigen Gründen. 

(04/26/14) 
 

 
 

Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften 
 

 

Besoldungsanpassung: dbb berlin sieht Schritt in die richtige Richtung 
 
(dbb) Der Hauptausschuss des Abgeordnetenhauses von Berlin hat am 2. Juli 2014 den 

Gesetzentwurf des Senats zur Anpassung der Besoldung und Versorgung für das Land 

Berlin 2014/2015 beschlossen. Nicht zuletzt aufgrund der Interventionen des dbb berlin 
wurde der Entwurf aber mit einem Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und CDU 

noch einmal nachgebessert. „Der dbb berlin wertet das als Schritt in die richtige Richtung. 
CDU und SPD haben nach vielen Gesprächen erkannt, dass die langjährigen und massiven 

realen Einkommensverluste der Beamtinnen und Beamten sowie der Versorgungsemp-
fängerinnen und -empfänger endlich ausgeglichen werden müssen“, bewertete der Vor-

sitzende des dbb berlin Frank Becker die Entscheidung. 

 
Die nunmehr durch CDU und SPD eingeläutete 
Trendwende reiche allerdings immer noch 

nicht aus, um die Konkurrenzfähigkeit des 
öffentlichen Dienstes in Berlin bei der Gewin-

nung qualifizierter Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter zu sichern. Ebenso wenig werde die 
Abkopplung der Landesbesoldung vom Besol-

dungsniveau des Bundes und der übrigen Bun-
desländer in angemessener Zeit abgebaut, 

sagte Becker. 
 

Der Senat hatte für das Jahr 2014 eine Besol-

dungserhöhung von 2,5 Prozent und für 2015 
von 2,7 Prozent vorgesehen. Nach dem Be-

schluss des Hauptausschusses wird der Forde-
rung des dbb berlin nach einer Angleichung 

der Bezüge an die anderen Bundesländer - 
wenn auch in sehr langsamen Schritten - ent-

sprochen. Konkret wird in den Jahren 2014 
und 2015 die ursprünglich vorgesehene Anpas-

sung der Besoldung jeweils um weitere 0,5 

Prozent erhöht, so dass ab 1. August 2014 
eine Besoldungserhöhung von 3 Prozent und 

zum 1. August 2015 eine Erhöhung von 3,2 
Prozent greift. Darüber hinaus sollen auch die 

künftigen Anpassungen ab August 2016 min-
destens um 0,5 vom Hundert über dem ent-

sprechenden Durchschnittswert aller anderen 

Bundesländer liegen, bis eine vollständige An-
gleichung erreicht ist. 

(05/26/14) 
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Stellenabbau: dbb Hessen warnt vor Schwächung der Daseinsfürsorge 
 
(dbb) „Die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes sind ein unverzichtbarer Bestandteil 
der Daseinsfürsorge der Gesellschaft“, sagte die Vorsitzende des dbb Hessen, Ute Wie-

gand-Fleischhacker am 3. Juli 2014 in Frankfurt und wandte sich damit gegen den ge-
planten Stellenabbau in der hessischen Landesverwaltung. Allein für das Haushaltsjahr 

2015 plane die Regierungskoalition den Wegfall von 267 Stellen. 

 
Das führe unweigerlich zu Einschnitten bei den 
für die Bürgerinnen und Bürger zu erbringen-

den Dienstleistungen. „Es wird ja nicht bei 

diesen 267 Stellen bleiben, das Ziel bis 2019 
ist, 1800 Stellen zu streichen“, erklärte Wie-

gand-Fleischhacker. Es sei völlig unverständlich 
und inakzeptabel, die Haushaltskonsolidierung 

allein auf dem Rücken der Beschäftigten des 

öffentlichen Dienstes zu betreiben. „Der öffent-
liche Dienst in Hessen leistet schon längst sei-

nen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung“, sag-
te die Vorsitzende des dbb Landesbunds und 

verwies dabei unter anderem auf die „Aktion 
sichere Zukunft“ des ehemaligen Ministerpräsi-

denten Roland Koch, die den hessischen Be-
amten die längste Arbeitszeit im öffentlichen 

Dienst der Bundesrepublik „beschert“ hatte. 

 
Nicht Stellenabbau sei nach Überzeugung des 

dbb Hessen die Lösung, sondern die Stärkung 
des öffentlichen Dienstes. Dies gelte gerade 

vor dem Hintergrund des hohen Nachwuchs-

kräftebedarfes. Wiegand-Fleischhacker: „Der 
öffentliche Dienst ist unverzichtbar für ein 

starkes und zukunftsfähiges Hessen, daher 
lehnen wir die avisierten Stellenstreichungen 

ab.“ 
(06/26/14) 

 

 

Beamtenpensionen: BBW weist Steuerzahlerbund in die Schranken 
 
(dbb) Der BBW Beamtenbund Tarifunion fordert mehr Sachlichkeit in der Diskussion über 

Beamtenpensionen. Die jüngsten Äußerungen des baden-württembergischen Steuerzah-

lerbundes seien keine brauchbare Anleitung, um jahrzehntelang versäumte Versorgungs-
rücklagen des Staates zu korrigieren. Vielmehr seien sie ein Mittel, um den Sozialneid zu 

schüren, sagte BBW-Chef und dbb Vize Volker Stich am 1. Juli 2014 in Weimar. 

 
Der Bund der Steuerzahler hatte die Beamten-
pensionen als „Sprengsatz“ für den Landes-

haushalt bezeichnet und die Landesregierung 
aufgefordert, diesen durch eine Reform des 

Pensionssystems zu entschärfen. Der BBW 
warnte davor, durch eine Nivellierung des Be-

amtenversorgungssystems die Attraktivität des 

öffentlichen Dienstes noch zusätzlich zu ge-
fährden. Schon heute suchten Landesbehörden 

oft vergeblich nach qualifiziertem Nachwuchs. 

Allein die abgesenkte Eingangsbesoldung für 
Berufseinsteiger und die Verschlechterungen 

bei der Krankheitsfürsorge würden dafür sor-
gen, dass das Interesse an einem Arbeitsplatz 

im öffentlichen Dienst schwinde. Dieser Trend 
würde sich noch verstärken, käme zu den be-

reits erfolgten Spareingriffen noch die vom 

Steuerzahlerbund geforderte gekürzte Versor-
gung hinzu, so Stich. 

(07/26/14) 
 

 

dbb m-v und CDA fordern: Stellenabbau stoppen 
 
(dbb) In einer gemeinsamen Erklärung vom 27. Juni 2014 haben der dbb Landesbund 
Mecklenburg-Vorpommern und die Arbeitnehmerorganisation der CDU (CDA) die Regie-

rungsfraktionen und die Landesregierung aufgefordert, den Stellenabbau in der Landes-
verwaltung von Mecklenburg-Vorpommern zu beenden. „Der nächste Koalitionsausschuss 

und die letzte Landtagssitzung vor der Sommerpause stehen vor der Tür, und wir wollen 

die Politik mit der Erklärung sensibilisieren, beim Personalabbau endlich auf die Bremse 
zu treten“, erklärte dbb Landeschef Dietmar Knecht in Schwerin. 

 
Seit 2006 nehme Mecklenburg-Vorpommern 
keine Kredite mehr auf und sei darüber hinaus 

in der Lage, Schulden zu tilgen. Seit zehn Jah-
ren gebe es bis auf eine Ausnahme ausgegli-
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chene Haushalte mit einem Gesamtüberschuss 
von über 2 Milliarden Euro. Die geplanten Per-

sonalbudgets seien in der Zeit um insgesamt 
277,3 Millionen Euro unterschritten worden. 

Die derzeitigen und die prognostizierten Steu-

ereinnahmen sprudelten. „Trotz dieser eindeu-

tigen Zahlen wird der Bogen beim Sparen wei-
ter überspannt. Scheinbar ist das Sparen die 

einzige Vision, die die Landesregierung noch 
hat. Das ist schlecht für die Zukunft des Lan-

des“, sagte Knecht. 

(08/26/14) 
 

 

DSTG: Führerscheinentzug untaugliches Mittel gegen Steuerhinterziehung 
 
(dbb) „Steuerhinterziehung kann wirksam nur mit einer Geld- beziehungsweise Haftstra-
fe bekämpft werden. Allein der Entzug der Fahrerlaubnis reicht nicht für eine Abschre-

ckung aus.“ Mit diesen Worten bewertete Thomas Eigenthaler, Bundesvorsitzender der 
Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize, gegenüber Handelsblatt-Online am 

26. Juni 2014 einen entsprechenden Vorstoß des NRW-Justizministers Thomas Kutschaty 

(SPD).  

 
Seine skeptische Haltung begründete der 

DSTG-Vorsitzende damit, dass es sich bei den 

Betroffenen oft um sehr vermögende Leute 
handele, die sich Alternativen leisten können. 

„Geld ist ja meist genug da“, so Eigenthaler. 
Viel wichtiger sei, dass der Strafrahmen bei 

Geldstrafen richtig ausgeschöpft werde, damit 
Steuerhinterziehung unter dem Strich richtig 

teuer werde. Es sei auch einen Gedanken wert, 

rechtskräftige Verurteilungen wegen Steuer-
hinterziehung zu veröffentlichen, schlug Eigen-

thaler vor: „Steuerhinterzieher fürchten näm-
lich nichts so sehr wie eine soziale Ächtung.“ 

 

Die DSTG weise seit Jahren darauf hin, dass 
die Grundbedingung für die Bekämpfung von 

Steuerhinterziehung ein Staat sei, der die 

Steuerverwaltung personell und sachlich gut 

ausstatte, um für glaubwürdigen Verfolgungs-

druck zu sorgen. „Wer das Finanzamt 
schwächt und personell ausbluten lässt, ver-

sündigt sich am Grundprinzip der Steuerge-
rechtigkeit und macht den ehrlichen Steuer-

zahler zum Dummen“, sagte de DSTG-
Bundesvorsitzende. 

 

In seiner ablehnenden Haltung gegenüber dem 
Führerscheinentzug als Strafe bei Steuerhinter-

ziehung wird Eigenthaler inzwischen von der 
Vorsitzenden des Rechtsausschusses im Deut-

schen Bundestag, Renate Künast (Grüne) un-

terstützt, die den Vorschlag sogar für verfas-
sungswidrig hält. 

(09/26/14) 
 

 

BDZ zu Mindestlohnkontrollen: „Wir arbeiten schon heute an der  
Kapazitätsgrenze“ 
 
(dbb) Der Bundesvorsitzende der Deutschen Zoll und Finanzgewerkschaft BDZ, Dieter 
Dewes, bezweifelt, dass die Einhaltung des gesetzlichen Mindestlohns ab 1. Januar 2015 

effektiv überwacht werden kann. Die geplante Personalausstattung der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit (FKS) reiche dafür nicht aus, sagte er am 30. Juni 2014 bei einer Experten-

anhörung im Ausschuss für Arbeit und Soziales des Bundestages. „Wir arbeiten schon 

heute an der Kapazitätsgrenze“, betonte Dewes und rechnete den Bundestagsabgeordne-
ten vor, dass der zu erwartende Mehraufwand von der FKS nur mit rund 2.500 zusätzli-

chen Beschäftigten geleistet werden könne. 

 
Die FKS sei vor zehn Jahren mit circa 7.000 
Beschäftigten errichtet worden und verfüge 

infolge von Stelleneinsparungen heute nur 
noch über 6.250 Vollzeitarbeitskräfte. Bereits 

jetzt führe die FKS jährlich im Bereich der Kon-
trolle des Mindestlohns rund 300.000 Perso-

nenbefragungen und 30.000 Geschäftsprüfun-

gen durch. Wenn aber rund fünf Millionen Be-

schäftigungsverhältnisse dazu kämen, benötige 
der Arbeitsbereich deutlich mehr Personal. Bei 

dieser Größenordnung sei es eine „einfache 
Rechenaufgabe“, so Dewes, dass die einge-

planten 1.600 zusätzlichen Beschäftigten nicht 
ausreichten, wenn die bisherige Prüfquote 

aufrechterhalten bleiben solle. Die Untergrenze 

liege bei 2.100 Neueinstellungen. Nach Be-
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rechnungen des BDZ benötige die FKS aber 
2.500 Arbeitskräfte, um den Mindestlohn wirk-

sam kontrollieren und überwachen zu können. 
Dewes machte deutlich, dass es sich nicht um 

eine reine Kontrolltätigkeit handele, sondern 

ein hoher Arbeitsaufwand aus den Folgemaß-
nahmen, etwa im Ordnungswidrigkeiten- und 

Strafrecht, resultiere. 
 

Tatsächlich bilde der Zoll in diesem Jahr aber 

nur 325 Beamte im gehobenen Dienst und 600 
Beamte im mittleren Dienst aus. In einer Ver-

waltung mit rund 39.000 Beschäftigten, die 
von hohen Altersabgängen geprägt sei, bleibe 

für die FKS zu wenig übrig. „Das ist ein Trop-
fen auf den heißen Stein, wenn der Zoll im 

Bereich der Mindestlöhne gewappnet sein soll“, 

machte Dewes deutlich. Wenn mit der Ausbil-
dung noch in diesem Jahr begonnen und das 

Personal dann zugeführt werde, könne frühes-
tens 2017 beziehungsweise 2018 damit ge-

rechnet werden, dass der Mindestlohn effektiv 

kontrolliert würde.  
(10/26/14) 

 
 

VBE für neues TTIP-Verhandlungsmandat: Ausverkauf von Bildung verhindern 
 
(dbb) „Der VBE erwartet vom neuen Europäischen Parlament, die bisherigen Verhandlun-

gen über eine Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) mit den 
USA auf den Prüfstand zu stellen“, sagte der Bundesvorsitzende vom Verband Bildung und 

Erziehung (VBE), Udo Beckmann, anlässlich der Neukonstituierung des EU-Parlaments am 
1. Juli 2014. „Das TTIP-Verhandlungsmandat muss neu geklärt werden. Der VBE spricht 

sich nachdrücklich für den generellen Ausschluss des Bildungsbereichs aus dem TTIP 

aus.“ 

 
Es müsse verhindert werden, dass Regeln für 

den kommerziellen Handel die Möglichkeiten 

der Regierungen und der zuständigen Behör-
den einschränken, öffentliche Bildung in hoher 

Qualität bereitzustellen. Generell, so Beck-
mann, müsse „die parlamentarische Kontrolle 

des gesamten Verhandlungsprozesses eindeu-

tig verankert werden.“ Die fehlende Transpa-
renz der Verhandlungen über das Freihandels-

abkommen sei ein gravierender Webfehler. 
 

Unter Hinweis auf das Allgemeine Abkommen 

über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) 

stellt der VBE-Bundesvorsitzende klar: „In 
Deutschland nehmen öffentliche und private 

Bildungseinrichtungen den öffentlichen Bil-
dungs- und Erziehungsauftrag wahr. Deshalb 

bringt eine analoge Regelung zu GATS, Dienst-

leistungen auszunehmen, die in Ausübung der 
Regierungsautorität geleistet werden, keinen 

hinreichenden Schutz vor Kommerzialisierung 
der Bildungsqualität.“  

(11/26/14) 
 

DPolG begrüßt Entscheidung für Vorratsdatenspeicherung 
 
(dbb) Der Vorstoß des sächsischen Justizministers Jürgen Martens (FDP), auf die Vorrats-
datenspeicherung dauerhaft verzichten zu wollen, ist gescheitert. Mit großer Mehrheit 

stimmte die Justizministerkonferenz gegen das Vorhaben. Der Bundesvorsitzende der 

Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) Rainer Wendt begrüßte am 30. Juni 2014 die Ent-
scheidung: „Das ist das richtige Signal an die große Koalition und Justizminister Heiko 

Maas, der nun einen eigenen Vorschlag auf den Tisch legen sollte.“ 

 
Wichtige Verkehrsdaten für eine gewisse Zeit 
zu speichern, damit sie für die Aufklärung 

schwerster Kriminalität zur Verfügung zu ste-
hen, sei verfassungskonform. „Für eine wirk-

same Verbrechensbekämpfung ist dieses In-

strument unverzichtbar“, bekräftigte Wendt. 
 

Nur bei schwersten Straftaten, die in der Straf-
prozessordnung aufgeführt sind, solle der Zu-

griff auf die Daten, die bei den Providern ge-

speichert werden sollen, möglich sein – und 
ausschließlich für den Fall, dass keine anderen 

Ermittlungsansätze zur Verfügung stehen, 
erklärte Wendt. Außerdem sollten ausschließ-

lich Richter oder Richtergremien über den Zu-

griff entscheiden, die eine besondere Fachkun-
de nachgewiesen haben (qualifizierter Richter-

vorbehalt). 
(12/26/14) 
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Namen und Nachrichten 

 

(dbb) Beim Kampf gegen den Fachkräfteman-
gel wird der BBW Beamtenbund und Tarifunion 

vom Gemeindetag in Baden-Württemberg un-
terstützt. Bei einem Treffen am 4. Juni 2014 

forderte der Präsident des Gemeindetags, Ro-

ger Kehle, gemeinsam mit BBW-Chef und dbb 
Vize Volker Stich die Landesregierung auf, 

umgehend die einschneidenden Sparopfer 
zulasten der Beamten zurückzunehmen. Vor-

dringlich sei, dass die Absenkung der Ein-

gangsbesoldung zurückgenommen werde. 
Denn wie bereits die Regierungspräsidenten 

aus Stuttgart und Freiburg sowie die Präsiden-
tin des Städtetags und der Präsident des Land-

kreistags stelle Kehle fest, dass der Markt an 
Fachkräften und qualifiziertem Nachwuchs 

nahezu leergefegt sei. Es werde immer schwie-

riger Personal zu rekrutieren, insbesondere im 
IT- und dem technischen Bereich, aber auch in 

der allgemeinen Verwaltung. 
 

„Die teils kritische, aber vor allem offene und 

lösungsorientierte Debatte zeigt, wie wichtig es 
ist, Probleme gemeinsam aufzugreifen“, sagte 

der Landesvorsitzende des Sächsischen Beam-
tenbundes Gerhard Pöschmann beim ersten 

„Runden Tisch“ zum Thema „Sicherheit in 

Sachsen“ am 25. Juni 2014 in Dresden. Dort 
diskutierten der sächsische Innenminister Mar-

kus Ulbig, der Vorsitzende der Deutschen-
Polizeigewerkschaft Rainer Wendt sowie weite-

re Vertreter aus Politik und Verwaltung über 
die technische und personelle Ausstattung der 

sächsischen Polizei ebenso wie über aktuelle 

Zahlen und Fakten zu erfassten Delikten und 
auftretenden Straftaten. Die Zusammenarbeit 

der verschiedenen Sicherheitsbereiche im Land 
wurde dabei ebenso kritisch beleuchtet wie die 

Strategien zur Nachwuchsgewinnung. 

 
Die Zusteller der Deutschen Post und die 

DPVKOM haben am 30. Juni 2014 ihre Forde-
rung nach Abschluss eines Bemessungstarif-

vertrages abermals bekräftigt. Die DPVKOM 
übergab im Bonner Posttower etwa 5.000 Pro-

testkarten von Zustellerinnen und Zustellern, 

die diese in den vergangenen Wochen und 
Monaten namentlich unterzeichnet hatten. 

Damit dokumentieren die Beschäftigten, dass 
sie überlastet sind und einen wirksamen Über-

lastungsschutz brauchen, teilte die DPVKOM 

mit. In dem Bemessungstarifvertrag solle unter 
anderem eine gerechtere Verteilung der Ar-

beitsmenge und Zeitzuschläge für ältere Be-
schäftigte ab dem 50. Lebensjahr geregelt 

werden. Außerdem sei es wichtig, dass die 

Betriebsräte ein Mitspracherecht bei der Be-
stimmung der Bemessungswerte erhalten. 

 
Der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft Ar-

beit und Soziales vbba, Waldemar Domb-

rowski, hat am 25. Juni 2014 im Gespräch mit 
der Parlamentarischen Staatssekretärin im 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
Anette Kramme, den zu hohen Befristungsan-

teil beim Personal in verschiedenen Jobcentern 
kritisiert. Dieser führe immer wieder zu Zu-

satzbelastungen und gehe zu Lasten der Quali-

tät. Zudem forderte Dombrowski, den Perso-
nalabbaupfad zu strecken und zumindest par-

tielle Verstärkungen vorzunehmen. Der vbba-
Chef wiederholte außerdem die bereits vor 

Jahren seitens der vbba gestellte Forderung 

einer intensiveren Beratung und Betreuung 
von arbeitslosen Menschen mit mehreren Ver-

mittlungshemmnissen bereits im Rechtskreis 
des SGB III. 

 

Bei einer Fachtagung über den Einsatz neuer 
Technologien im öffentlichen Sektor am 26. 

Juni 2014 in Tallin hat die Vorsitzende des dbb 
Hessen, Ute Wiegand-Fleischhacker, eine 

bessere Einbindung der Beschäftigten ange-
mahnt: „Sie sind Schlüsselfaktoren bei der 

Entwicklung der Informations- und Kommuni-

kationstechniken im öffentlichen Dienst.“ Da-
her sei es wichtig, dass die Einbindung durch 

die frühzeitige Beteiligung der Gewerkschaften 
sowie der Personalvertretungen und Betriebs-

räte erfolge. „Wer Ängste nehmen will, muss 

die Mitarbeiter zur Mitgestaltung einladen und 
ein breites Spektrum an Fortbildungsmöglich-

keiten anbieten.“ Die Fachtagung „Generation 
Web 2.0: Using New Technologies in the Public 

Sector in Europe“ wurde von der Europäischen 
Union der unabhängigen Gewerkschaften (CE-

SI) ausgerichtet und fand vom 26. Bis 27. Juni 

2014 in der estnischen Hauptstadt statt. 
Der Vorsitzende der dbb bundesseniorenver-

tretung Wolfgang Speck hat am 1. Juli 2014 
auf die Konsequenzen von Wohnungseinbrü-

chen für Seniorinnen und Senioren hingewie-
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sen: „Die Folgen lassen sich häufig nicht oder 
nur sehr schwer reparieren.“ Hierbei gehe es 

nicht in erster Linie um den materiellen Scha-
den, sondern die psychischen Verletzungen. In 

Folge des Wohnungseinbruchs würden sich 

gerade ältere Menschen nicht mehr sicher in 
ihrer Wohnung fühlen oder aus Angst vor ei-

nem weiteren Einbruch die Wohnung möglichst 
nicht mehr verlassen. Dies wiederum ziehe 

eine deutliche Reduzierung der Aktivitäten und 

sozialen Kontakte nach sich. 
 

Der Verband der Beamten der Bundes-
wehr (VBB) hat am 2. Juli 2014 die Entschei-

dung von Verteidigungsministerin Ursula von 

der Leyen begrüßt, das Travel Management im 
Verteidigungsressort zu belassen. Der VBB 

hatte immer wieder dafür geworben, da die 
geplante Verlagerung in den Bereich des Bun-

desinnenministeriums nicht den erhofften 
Mehrwert erbringen werde. Letztlich ist das 

Verteidigungsministerium dieser Einschätzung 

gefolgt. 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 

Der SBB Beamtenbund und Tarifunion 
Sachsen und der tbb beamtenbund und 

tarifunion thüringen haben auf ihren Inter-
netseiten die Antworten der Parteien auf die 

Wahlprüfsteine der Landesbünde eingestellt. In 

Sachsen wird am 31. August 2014 gewählt, in 
Thüringen am 14. September 2014. Die Links 

zu den Wahlprüfsteinen: http://bit.ly/1ka39Vz 
(SBB), http://bit.ly/1mMEoic (tbb). 

(13/26/14) 

 
 

http://bit.ly/1ka39Vz
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